
w 
N 

4 

Kampagne "Demokratie 
braucht Politische Bildung" 
Proteste gegen die Kürzungspolitik der Bundesregierung 

Berlin. Schwarze Wolken ziehen rur die 
politische Bildung auf. Die Bundesre­
gierung plant in den nächsten Jahren er­
hebliche Einschnitte im Haushalt der 
Bundeszentrale rur politische Bildung 
(POLIS berichtete: siehe He ft 2/20 10, 
S. 5). Der am 8. Juli vom Bundeskabi­
nett beschlossene I-Iaushaltsentwurfund 
die damit verbundene mittelfristige Fi­
nanzp lanung sehen substanzie lle Kür­
zungen bei der Bundeszentrale fLlr poli­
tische Bildung (BpB) vor. Von den der­
zeit 38 Mil!. Euro sollen im Jahr 20 II 
1,55 Mil!. in den Folgejahren bis zu 4,8 
Mil\. gekürzt werden. Diese Kürzungen 
erhöhen sich noch um die globale Min­
derausgabe von 560 000. 

Das hat mass ive Auswirkungen auf 
die Förderung der Träger politischer Bil­
dung, wie der Bundesausschuss Politi­
sche Bildung (BAP), in dem zahlreiche, 
bundesweite Trägerorganisationen zu­
sammenarbeiten, im August 20 10 er­
klärte. Der Vorstand des BAP hat des­
halb beschlossen, im Interesse der Trä­
ger lind im Interesse der bundesweit 
ag ierenden politischen Bi ldung eine 
Kampagne ins Leben zu rufen, um die 
Kürzungen abzuwenden und die In fra­
struktur der Bildungsarbeit s icherzu­
stellen. Die Kampagne trägt den Titel: 
" Demokratie braucht politische Bil­
dung". Sie ist im Netz unter www.de­
mokratiebrauchtpolitischebildung.de er­
reichbar. Über diese Webseite erreicht 
man z. B. den Kommentar von Sebasti­
an Oltmanns, der den interessanten Blag 
"politisches-buch.de" betreibt: "Bei den 
Beschlüssen zur Haushallskonsolidie­
rung gab es von der schwarz-gelben Re­
gierung immer ein Versprechen: Bildung 
und Forschung si nd davon ausgeschlos­
sen. Dass dies nicht zu I 00 Prozent auf 
die Bildung zutTifft, ze igt sich nun.''' 

Politische Bildung in der Demokra­
tie ist nach Ansicht des BAP eine Dau­
eraufgabe von Gesellschaft und Staa t. 
Infonnationen über gesellschaftliche Ent­
wicklungen, Reflex ionen über Grund­
satzentscheidungen und dahinter li e­
gende Werte sowie die Motivienmg zum 

Engagement in und ftir Gesellschaft und 
Staat müssten immer wieder (neu) ge­
leiste t werden. Politi sche Bildung, die 
diesem An liegen dient, sei nicht nur in 
staatlicher Verantwortung zu leisten, son­
dern gemäß der pluralen und fOdera len 
Verfassung der Gesellschaft auch durch 
freie Träger, die zur Wahrnehmung die­
ser Aufgabe Unterstützung durch den 
Staat brauchen. Polit ische Bildung, so 
der Bundesausschuss, ist eine Investiti­
on in die Zukunft und ein wirksamer Bei­
trag ftir den gesellschaftlichen Zusam­
menhalt. 

Die neue Website informiert über den 
aktuellen Stand der Kürzungspläne, die 
AktiviHiten der Träger zur Ändenmg die­
ser Situation und über die Reaktionen 
aus Öffentlichkeit und Politik. Sie soll 
auch ein Ort des Diskurses über Bedarf 
und Prioritäten werden. Kontakt zum 
BAP über seine Website (www.bap-po­
liti schebi ldung.de) oder per Mail (in­
fo@bap-politischebildung.de). 

Auch die Oppositionsabgeordnete Danie­
la Kolbe (MdB, SPD; stellvert retende 
Vorsitzende des Kuratoriums der BpB) 
kritisierte die Planungen: "Mit den ange­
kündigten Kürzungen bei der Bundes­
zentrale bricht Schwarz-Gelb das Ver­
sprechen, nicht bei der Bildung zu spa­
ren. Für die politisc he Bildung in 
Deutschland hätte eine Etatkürzung bei 
der Bundeszentrale ftir politische Bildung 
um mehr als 13 Prozent verheerende Fol­
gen. Es ist fraglich, welchem Begriffvon 
Bildung die Bundesregierung anhängt, 
wenn sie ausgerechnet die Förderung des 
Bewusstseins fiir Demokratie und politi­
sche Partizipation von ihrer Finanzie­
rungszusage ausnimmt. Das ist beschä­
mend ... Die Kürzung muss vom Tisch.'" 

polis 3/2010 



Zeitung 

Einordnung in längerfristige 
Entwicklungen 

In einem Argumenlationspapier des Ar­
beitskreises deutscher Bildungsstätten 
(AdB) hat die Geschäftsfiihrerin Ina Bie­
lenberg zusammen mit Dr. Helle Becker 
Daten und In fommtionen zu den wahr­
scheinlichen Folgen der Kürzungsbe­
schlüsse zusammengetragen. Die Auto­
rinnen weisen daraufhin, dass schon seit 
Jahren die Fördersituation fUf Träger und 
Einrichtungen der politischen Bildung 
schwieriger geworden ist. Eine aktuelle 
Zusammenschau der Konrad-Adenau­
er-Sti ftung zur Entwicklung in den letz­
ten Jahren bestätigt diesen Trend: " Er­
folgreich.Politisch.Bilden.Fak1ensamm­
lung zum Stand der Politischen Bildung 
in Deutschland", 2010, http: //www. 
kas.de/wf/de/33.20 184/. 

Einige Einrichtungen mussten auch 
Insolvenz anmelden. Auf Landesebene 
wurden zahlre iche landeseigene Ein­
richtungen (vor allem Jugendbildungs­
ställen) geschlossen oder mit AuAagen 
für die Bewirtschaftung in eine Teil­
kommerzialisierung überfUhrt. "Seit den 
I 990er Jahren des letzten Jahrhunderts 
lässt sich som it ein kontinuierlicher 
Rückgang dieser Einrichtungen regi­
strieren, der sich seil der Jahrhundert­
wende rapide beschleunigt. Im Zeitraum 
von 15 Jahren sind mehr als 55 % der 
Jugendbildungsstätten in Deutschland 

tell Fördergebern zusammen: Bundes­
zentrale flir Politische Bi ldung; Bundes­
ministerium ftir wirtschaftliche Zusam­
menarbeit; Bundesministerium der Ver­
teidigung; Bundesministerium flir Fami­
lien, Senioren, Frauen und Jugend; Lan­
deszentralen ftir Politische Bildung; Wei­
terbildungsgesetze der Länder u.a.m. Die 
Färdermittel sind in allen Bereichen rück­
läufig (siehe Studie der Konrad-Adenau­
er-Stiftung), ein Ausgleich durch andere 
Fördermögl ichkeiten ist nicht abzusehen. 

Der AbB nennt deshalb die Sparab­
sichten der Bundesregienmg "eine Kahl­
schlagpolitik" und kommt zu dem Schluss: 
"Sollte dies so kommen, ginge das an die 
Substanz derTrägerschaft der politischen 
Bildung: Einrichtungen und Organisatio­
nen wären teilweise in ihrer Existenz be­
droht, die Pluralität der Träger und An­
gebote politischer Bildung geftihrdel." 
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"Mehr Demokratie in Thüringen" 
für Absenkung des Wahlalters 

Erfurt. Bereits in sieben Bundesländern 
dürfen Jugendliche bei Kommunalwah­
len ab 16 Jahren wäh len. Für eine Ab­
senkung des Wahlalters spricht sich die 
Initiative "Mehr Demokratie in Thürin­
gen" aus. Der Thüringer Landesverband 
von " Mehr Demokratie e.Y." begrüßt da­
mit die Forderung der Landtags-Fraktion 

von Bündnis 90IDie Grünen, 

Wanderungen zwischen Deutschland 
und dem Ausland 

das Wahlalter auf 16 Jahre 
abzusenken. In einer schrift­
lichen Slellungnahme zu dem 
Gesetzentwllrt~ der im Au­
gust2010 im Innenausschuss 
des Thüringer Landtags be­
handelt wurde, heißt es: "Es 661900 

Saldo 

-56 

·628400 

300 Fortzüge 

verschwunden." (Klaus Waldmann, in: 
kursiv 3/2009) 

Das Hintergrundpapier fUhrt zusätz­
lich an, dass kein Träger heute noch über 
eine Monoförderstuktur verfiigt. Alle Ein­
richtungen arbeiten mit unterschiedlichen 
öffentlichen und zunehmend auch priva-
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darf davon ausgegangen wer­
den, dass durch eine frühere 
Beteiligung von Jugendlichen 
an Wahlen auch ihr Interes­
se an politischen Willensbil­
dungsprozessen und der 
Wunsch, sich einzubringen, 
geweckt wird." Auch bei der 

Demokratie gelte das Prinzip "Leaming 
by Doing", so Landesvorstands-Sprecher 
Ralt~Uwe Beck: "Demokratie kann am 
ehesten ,gelernt' werden, wenn sie selbst 
ertahren, eingeübt und gelebt wird." 

"Me hr Demokratie in Thüringen" 
weist darauf hin, dass eine Absenkung 

des Wahlalters insbesondere angesichts 
der demografischen Entwicklung not­
wendig sei. Jugendliche stellten zuneh­
mend eine gese llschaft liche Minderheit 
dar, deren Interessen von den Parteien 
oft nicht vertreten würden. So se ien po­
litische Entscheidungen tllr Jugendliche 
mitunter nur sclnver nachvollziehbar, 
würden nicht verstanden und deshalb 
auch nicht akzeptiert. Damit bestehe die 
Gefahr, dass Jugendliche sehr frühzei­
tig das demokratische System insgesamt 
in Frage stellen oder eine Ignoranz ge­
genüber politischen Entscheidungen ent­
wickeln. " Insgesamt könnte eine frühe­
re Beteiligung eine offene Einstellung 
zum demokratischen System und dem 
Gewicht der eigenen Stimme bewirken 
helfen. Ohne die Möglichkeit, Wünschen 
und Forderungen auch durch Wahlent­
scheidungen Nachdruck zu verleihen , 
bleiben junge Menschen auf den guten 
Willen envachsener Entscheidu ngslrä­
ger angew iesen", heißt es in der Mehr­
Demokratie-Stellungnahme. 

In mehreren Bundesländern ist das 
Wahlalter bei Kommunalwahlen bereits 
abgesenkt. Thliringen wäre das achte 
Bundesland nach Berl in , Bremen, Meck­
lenburg-Vorpommern , N iedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt 
und Schleswig-H o lstei n, in dem Ju­
gendliche ab 16 Jahren an Kommunal­
wahlen teilnehmen könnten. Bremen hat 
als erstes Bundesland das Wahlalter im 
Herbst 2009 auch Ilir die LandtagS\vah­
len auf 16 Jahre gesenkt. 

Nach Meinung von "Mehr Demo­
kratie in Thüringen" sollte bei einer Ab­
senkung des Wahlalters vermehrt poli­
tische Bildung fiir die Erstwähler ange­
boten werden. "M it der Einladung zur 
Wahl gäbe es einen direkteren An lass, 
mit Jugendlichen über das Wahlsystem 
und die Auswi rkungen einer Wahlent­
scheidung zu kommunizieren. Darauf 
sollten sich schulische wie außerscJ1U li­
sehe Angebote einste llen." 

Karo/in Schutz 

16-Jährige sollen in Zukunft den 
Landtag in NRW mitwählen 
können 

Düsseldorf. Zwe i Monate nach den 
Landtagswahlen vom 9.5.20 I 0 in Nord­
rhein-Westfalen (POLIS berichtete im 
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Hen 2/2010, S. 15- 19) haben SPD und 
GRÜNE eine Minderheitsregierung ge­
bildet. Der Landtag in Düsseldorfwähl ­
te im Juli Hannelore Kraft im dritten 
Wahlgang mit relativer Mehrheit zur Mi-
11 isterpräsidenti 11. 

In e inem umfangreichen Koaliti­
onsvertrag unter dem Titel "Gemein­
sam neue Wege gehen" haben die Re­
gierungsparleien im Kapitel X "Demo­
kratie stärken - Beteiligung ausbauen" 
beschlossen, die Informations- und Be­
teiligungsrechtc des Parlaments auszu­
bauen und dazu die Landesverfassung 
zu ändern. Auch die Bestimmungen 
über Volksbegehren und Volksentschei­
de sollen so verändert werden, dass flir 
diese Möglichke iten direkter Demo­
kratie einfachere Verfahrensregeln ( län­
gere Eintragungsfristen, freie Unter­
schriftensammlungen, Absenkung der 
Untersch riftenhürde fUr Volksbegeh­
ren) gelten. 

Schließlich soll auch das Wahlalter 
bei Landtagswuh lcn abgesenkt werden. 
" Wer junge Menschen ftir Politik und 
wichtige Zukunftsfragcn interessieren 
und ihnen Verantwortung übertragen 
will , muss sie daran beteiligen. Junge 
Menschen ab 16 Jahren sollen bei den 
Landtagswahlen mitwühl en können. 
Denn wer reif genug für die Kommu­
nalwahlen ist, ist es auch für die Lalld­
tagswahlen." Bereits bei den Kommu­
nalwahlen im August 2009 durften in 
NRW Jugendliche im Alter von 16 und 
17 Jahren mitwfihlen. 

In einem jüngst erschienen Aufsatz 
haben die Bamberger Politikwissen­
schaftJerin Prof. Dr. Ursula Hofti11ann­
Lange und der langjährige Mitarbeiter 
am Deutschen Jugendinstitut (DJI) Jo­
hann de Reijke unter dem Titel "Argu­
mente und Daten zur Herabsetzung des 
Wahlalters" die bis lang vorliegenden 
Stati stiken und Analysen der Effekte 
von l-Ierabsetzungen des Wahlalters in 
der Bundesrepublik Deutschland auf­
gearbeitet (in : Tanja Betz/Wolfgang 
Gaiser/Liane Pluto (Hg.): Partizipation 
von Kindern lind Jugendlichen . For­
schungsergebni sse, Bewertungen, 
Hand lungsmögl ichke iten. Schwa Ibach/ 
Ts. 2010, S. 77-96). In ihrem Resümee 
gelangen sie zu der ernüchternden The­
se : "Eine Herabsetzung des Wahlalters 
hätte kaum Auswirkungen aufdie Wahl­
ergebnisse, würde jedoch zu einer wei-
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teren Abnahme der Wahlbeteiligung 
fUhren" (S. 9 1). 
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Neue Fachlehrpläne in Branden· 
burg: Frühere Beschäftigung mit 
DDR-Geschichte 

Potsdam. Ab dem Schuljahr 2010111 
gelten neue Rahmenlehrpläne fUr die 
Fächer Geschichte und Politische Bil­
dung in der Sekundarstufe I für alle Schü­
lerinnen und Schüler an Oberschulen, 
Gesamtschulen und Gymnasien im Land 
Brandenburg. Bildungsminister Holger 
Rupprecht begründete die Überarbeitung 
beim Thema deutsch-deutsche Ge­
schichte. "Die Nachkriegs- und DDR­
Geschichte und die deutsche Teilung sind 
zwar schon jetzt verbindlich vorgege­
ben - ich halte es aber flir unerlässlich, 
dass sich die Schülerinnen und Schüler 
schon fliihzeitig und bei geeigneten The­
men auch über die Schulluufbahn ver­
teilt mit unserer jüngeren Geschichte 
auseinandersetzen" . In den überarbeite­
ten Rahmenlehrplänen ist verb indlich 
gerege lt, dass die Sch ülerinnen und 
Schü ler bereits ab Klasse 7 in unter­
schiedl ichen thematischen Kontexten 
Kenntni sse zur DDR-Geschichte er­
werben. Während der Doppeljahrgangs­
stufe 7/8 sind im Unterrichts fach Ge­
schichte themenbezogen historische Ent­
wicklungen zu behandeln, die Bezug auf 
die DDR nehmen. Im Fach Politische 
Bildung so llen Themen wie ,Men­
schenrechte' oder .Jugend und Politik ' 
mit Bezügen zur DDR ergänzt werden 
- durch die Möglichkeit von Vergleichen 
sollen Schülerinnen und Schüler zu ei­
genständigen und kritischen Urteilen zur 
DDR gelangen. Zudem ist künftig auch 
der Besuch von außerschulischen Lern­
orten eine verbindliche Vorgabe. 

"Bei der Überarbeitung der Rahmen­
lehrpläne haben wir neben Lehrkräften, 
Fachberatem und Experten aus Wissen­
schaft und Verbänden, auch den Landes­
schulbeimt und die Beau ftragte des Lan­
des Brandenburg zur Aufarbeitung der 
Folgen der kommunistischen Diktatur, 
Ulrike Pappe, einbezogen lind Hinweise 
aufgegriffen", so Rupprecht. "Ich gehe 
davon aus, dass jeder, der die Schule nach 
der 10. Klasse verlässt, etwas über die 
DDR im Unterricht gelernt hat." 

Zeitung 

Die Märkische Allgemeine Ze itung 
kom mentierte diese Ankündigung am 
5.8.20 10: " Im Februar hatte die Fürs­
tenwalder Gymnasiastin Amei Stock ei­
nen Brief an Bildungsminister Holger 
Rupprecht geschrieben. Darin beschwer­
te sie sich, dass das Thema DDR im Ge­
schichtsunterricht zu kurz käme. Es 
schei nt, als seien die Sorgen von Amei 
und anderen Schülern endlich emstge­
nommen worden. Dabei darf endlich 
vom bislang geltenden Prinzip der chro­
nologischen Geschichtsvennittlung ab­
gewichen werden." 

Ar/illisteriulIl fiir Bildul1g - Bral1del1-
burg/A1äl'kische Allgemeine Zeitung 

Neue Schriftenreihe der DVPB 

Schwalbach. Mit der Publikation 
"Entgrenzungen. Gesellschaftlioher 
WandeL und Politisohe Bildung" er­
scheinV der erste Band der neuen 
Schriftenreihe der Deutschen Vereini­
glmg für Politische Bildung (DVPB), 
die der Bundesvorstand im Wochen­
schau Verlag herausgibt. Der Sammel· 
band präsentiert die vielfaltigen Beitrii­
gc des 11. Bundeskongresses zur Po­
litischen Bildung, der im vergangenen 
Jahr in Kooperation mit der Bundes­
zentrale in Halle an der Saale veran­
staltet worden ist und an dem mehr als 
400 Personen teilgenonunen haben. 

Gegliedert in die Teile "Prozesse 
gesellsGhaftliohen Wandels" und "He­
rausforderungen einer entgrenzten 
Welt", widmet sich der erste 1'eil der 
Analyse und Reflexion aktueller Ent. 
grenzungen zwischen Globalisierung, 
iKlimawandel, Finanzmarkt oder vir­
tuellen Kommunikationswelten, wäh­
rend sich der zweite Teil mit den di­
daktischen und pädagogischen Her­
ausforderungen in Gesellschaft, 
Schule und historisolFpolitisoher Bil­
dung beschäftigt. 
hange, Dirk (Hrsg.): Entgrenzungen. 
Gesellschaftlicher Wandel tmd Poli­
tische Bi/dung. Schwalbac/tlTs. 2010, 
448 S .. 39.80 Eura. Die Publikation 
ist f ür alle Mitglieder /lnd Interes­
sierte bis ZII 31.1 2.20 I 0 z lIIn Sub­
skriptionspreis VOll 32,80 Euro källj~ 
lieh e/1verhbm: 
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